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Am 8. Februar finden in Pakistan Parlamentswahlen statt. Dies wäre zwar das dritte Mal in Folge,
dass die Pakistaner:innen eine zivile Regierung wählen, die nicht von Militärdiktaturen
unterbrochen wird. Doch die Grenzen dieser demokratischen Struktur sind unübersehbar. Der zum
Politiker gewordene Cricketspieler Imran Khan befindet sich heute in der gleichen Lage wie Nawaz
Sharif bei der Wahl 2018. Die beiden scheinen die Plätze in dem Rollenspiel getauscht zu haben, das
alle etablierten politischen Parteien abwechselnd vor dem mächtigen Militär des Landes spielen.

Wahlen an einem entscheidenden Punkt

Innenpolitisch ist Pakistan mit einer hohen Inflation und Arbeitslosigkeit konfrontiert, und ein Ende
der Abhängigkeit vom Internationalen Währungsfonds (IWF) ist nicht in Sicht. Aufgrund des hohen
Zinssatzes haben Unternehmen mit Schließung gedroht. Die Übergangsregierung hat auch die
Privatisierung und den Verkauf der nationalen Fluggesellschaft als Teil der IWF-Vereinbarung
abgeschlossen, wobei die Pakistanische Muslimliga Nawaz (PML-N) versprochen hat, den Prozess
nach ihrer Regierungsübernahme zu beschleunigen.

Die Inflation ist so hoch, dass Menschen Selbstmord begangen oder ihre eigenen Frauen und Kinder
getötet haben. Am 31. Januar erhöhte die geschäftsführende Regierung den Benzinpreis um weitere
13,55 Rupien pro Liter für die nächsten vierzehn Tage. Er liegt nun bei 272,89 Rupien pro Liter,
verglichen mit 95 Rupien im Jahr 2018. Der Strompreis pro Einheit für Haushalte ist von 12 im Jahr
2018 auf 30 Rupien angestiegen. Die Gaspreise haben sich mehr als verdoppelt. Der US-Dollar war
im August 2018 123 Rupien wert. Heute liegt er bei 279 Rupien. In der Zwischenzeit hat die
nationale Unterdrückung verschiedene Gemeinschaften dazu veranlasst, gegen das Leid, das ihnen
durch das mörderische kapitalistische System zugefügt wird, auf die Straße zu gehen. Belutschische
Frauen haben eine massive Kampagne gegen die ihrer Meinung nach staatlichen Entführungen und
außergerichtlichen Tötungen von belutschischen Männern und Jugendlichen ins Leben gerufen. In
Gilgit-Baltistan eine Massenbewegung gegen die Streichung der Subventionen für Weizenmehl im
Gange, während im pakistanisch verwalteten Kaschmir Millionen von Menschen sich weigern, ihre
Stromrechnungen zu bezahlen. In Chaman, einer kleinen Stadt an der Grenze zu Afghanistan,
protestieren zahlreiche Menschen seit drei Monaten gegen diskriminierende Gesetze, die sich gegen
die lokale paschtunische Bevölkerung (Achakzai) richten.

Nach außen hin ist Pakistan von Nachbarn wie Afghanistan, Indien und Iran umgeben, zu denen die
Beziehungen von offener Feindseligkeit bis hin zu Verhärtungen reichen. Die jüngsten Eskalationen
mit dem Iran sowie die Massenabschiebungen afghanischer Flüchtlinge haben Pakistan ins
internationale Rampenlicht gerückt. China, der vermeintliche Freund Pakistans, tritt oft als
Vermittler auf, wenn die Spannungen in der Region eskalieren. Es ist auch die imperialistische
Macht, deren Einflussbereich auf Pakistan immer größer zu werden scheint, insbesondere durch den
China-Pakistan-Wirtschaftskorridor (CPEC). Zugleich setzt sich die Unterordnung Pakistans unter
die USA und andere westliche Mächte fort. Neben der Bindung an den IWF zeigt sich diese
Unterordnung am deutlichsten in der drastischen Änderung der pakistanischen Haltung gegenüber
Palästina. Während Pakistan den Staat Israel nicht anerkennt, hat der geschäftsführende
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Premierminister offen darüber gesprochen, wie der Frieden im Nahen Osten durch eine
Zweistaatenlösung erreicht werden könnte, und ist damit in die Fußstapfen seiner saudischen
Geldgeber getreten und hat den Weg für die Anerkennung des zionistischen Gebildes geebnet.

Prekäre Lage

Zudem ist die Sicherheitslage rund um die Wahlen prekär. Am 31. Januar wurde ein der Pakistan
Tehreek-e-Insaf-Partei (PTI; Bewegung für Gerechtigkeit, Partei Imran Khans) nahestehender
Kandidat bei einer Wahlkampfveranstaltung in der Region Bajaur in Khyber Pakhtunkhwa
erschossen. Am selben Tag kam es in Belutschistan zu zwei weiteren Zwischenfällen: Ein Mitglied
der Awami-Nationalpartei (ANP) wurde während einer Wahlkampfveranstaltung der Partei in
Chaman getötet, während fünf weitere Personen bei einem Granatenangriff auf das Wahlbüro der
Pakistan Peoples Party (Pakistanische Volkspartei, PPP) in Quetta verletzt wurden. Am 30. Januar
wurden bei einer Bombenexplosion auf einer PTI-Kundgebung im Verwaltungsdistrikt Sibi
(Belutschistan) vier Menschen getötet und sechs weitere verletzt. Die Terrororganisation
Islamischer Staat bekannte sich zur Verantwortung dafür. Die Aktivitäten der belutschischen
Aufständischen und die staatliche Repression gegen sie gehen ebenfalls weiter. Die Belutschische
Befreiungsarmee (BLA) soll 15 Menschen getötet haben, während das Militär am 2. Februar
erklärte, dass in den vergangenen drei Tagen bei Feuergefechten und Räumungsaktionen in den
Städten Mach und Kolpur 24 „Terrorist:innen“ der BLA getötet worden seien. Das Ausmaß der
Sicherheitsprobleme in Pakistan lässt sich an der Tatsache ablesen, dass es im Jahr 2023 bei 789
Terroranschlägen und Antiterroroperationen 1.524 gewaltbedingte Todesopfer und 1.463 Verletzte
gab, darunter fast 1.000 Todesopfer unter Zivilist:innen und Sicherheitskräften. Trotzdem sollen die
Wahlen abgehalten werden.

Die Wahl in Pakistan wird auch internationale Auswirkungen haben. Welche Partei auch immer an
die Regierung kommt, wird den künftigen Kurs des Landes in Bezug auf Schlüsselfragen wie die
Abhängigkeit des Landes vom imperialistischen Gendarmen IWF, die Neutralität oder deren Fehlen
im Russland-Ukraine-Krieg, die Haltung gegenüber den großen Rivalen China und USA, gegenüber
dem Iran, insbesondere vor dem Hintergrund des anhaltenden Konflikts im Nahen Osten, und die
Anerkennung des Staates Israel bestimmen. Pakistan könnte in dem sich zunehmend verändernden
globalen Konflikt eine wichtige Rolle spielen, vor allem jetzt, da es Berichte gibt, dass die Saudis
noch vor den amerikanischen Präsidentschaftswahlen ein Militärabkommen mit den USA
abschließen könnten, solange die Israelis bereit sind, die Möglichkeit einer Zweistaatenlösung
mündlich zu bestätigen. Pakistan ist eines der wenigen Länder, das weiterhin Handelsbeziehungen
mit dem Iran unterhält. Eine US-freundliche Regierung in Pakistan könnte unter Druck gesetzt
werden, den Iran weiter zu isolieren, um die amerikanisch-saudische Verflechtung in der Region zu
stärken. Dies würde auch Auswirkungen auf den chinesischen Einfluss in Pakistan und der Region
zeitigen.

Wenig Begeisterung für die Wahlen

Weniger als eine Woche vor dem Wahltag ist die Stimmung in Pakistan alles andere als wahlbewegt.
Bei einer Bevölkerung von 270 Millionen werden schätzungsweise 120 Millionen zur Wahl gehen.
Doch die Massen scheinen wenig begeistert zu sein. Die Parteien beklagen, dass sie aufgrund
steigender Kosten nicht genug Geld haben, um in Wahlkampfaktivitäten zu investieren. Angriffe auf
Wahlkundgebungen durch nichtstaatliche Akteur:innen, ein hartes Vorgehen gegen diejenigen, die
in Ungnade gefallen sind (Imran Khan und seine Partei), und das mangelnde Vertrauen der
ausgebeuteten und unterdrückten Massen in das Wahlsystem haben ebenfalls zu dieser gedämpften
Stimmung beigetragen.

Ein großer Teil derjenigen, die Vertrauen in den Staat und seine Wahlpolitik hegen, ist unzufrieden



mit der repressiven Behandlung von Khan und seiner Partei. In einem Eilurteil verurteilte ein
Antikorruptionsgericht Khan am 31. Januar zu 14 Jahren Haft wegen illegalen Verkaufs von
Staatsgeschenken, nur einen Tag, nachdem er in einem anderen Fall zu 10 Jahren Haft verurteilt
worden war. Dies ist seine dritte Verurteilung in den letzten Monaten. In den letzten Tagen vor den
Wahlen wurden er und seine Frau in einem weiteren Fall wegen „unrechtmäßiger Heirat“ verurteilt.
Das Gericht hat entschieden, dass ihre Ehe unislamisch und illegal war, da die Frau die „Iddah“-
Frist (Wartezeit) nach der Scheidung von ihrem früheren Ehemann nicht eingehalten und Imran
Khan vor Ablauf der vorgeschriebenen Dreimonatsfrist geheiratet hat.

Der ehemalige Cricketstar wurde außerdem für 10 Jahre von der Ausübung öffentlicher Ämter
ausgeschlossen. Seiner Partei wurde das Wahlsymbol entzogen, und eine Reihe von
Parteiführer:innen wurde ausgeschlossen oder ihre Ernennungsunterlagen wurden abgelehnt.
Diejenigen, die noch zu den Wahlen antreten können, müssen als Unabhängige kandidieren. Zwar ist
keine dieser Taktiken neu, doch das Ausmaß der Repression ist für „demokratische Wahlen“
beispiellos. Der Zeitpunkt der Verurteilung Khans deutet auch darauf hin, dass die
Wähler:innenschaft für seine Partei gestimmt hätte. Inzwischen ist Sharif, ebenfalls ein ehemaliger
Premierminister, aus seinem luxuriösen Exil in London zurückgekehrt. Er wurde abgesetzt und
abgelehnt, weil er beim militärischen Establishment in Ungnade gefallen war, als Khan deren
Unterstützung genoss und an die Regierungsmacht kam. Heute ist Sharif der Favorit für das Amt
des nächsten Premierministers, während seine Vorstrafen in den Papierkorb gewandert sind.

Alle etablierten Parteien haben in jedem Wahlzyklus ein ähnliches Schicksal erlitten. Dennoch
schaffen sie es nie, sich gegen diese Umgangsmethode zusammenzuschließen. Und warum sollten
sie auch? Schließlich liegt es in ihrem Interesse, das System aufrechtzuerhalten, das sich auf ein
allmächtiges Militär stützt, das das Sagen hat, während diese nationalen Spitzenpolitiker:innen
abwechselnd als ihre Marionetten fungieren. Die Widersprüche des globalen kapitalistischen
Systems zwingen sie dazu, sich irgendwann in ihrer Amtszeit gegen ihre Herr:innen in Uniform zu
stellen, was dazu führt, dass Ausschlüsse und Entlassungen zur Routine zu werden scheinen. Man
lasse sich aber nicht täuschen. Jedes Mal, wenn sich ein pakistanischer nationaler Bourgeois gegen
die Streitkräfte stellt, ist dies darauf zurückzuführen, dass sie sich nicht einig sind über die
Strategie zur Verteidigung der Interessen eines Teils der pakistanischen Kapitalist:innen. Meistens
beruhen diese Spaltungen auf imperialistischen Rivalitäten. Verschiedene Teile des pakistanischen
Kapitals sind mit verschiedenen globalen Mächten verbündet. Es geht immer darum, welcher Teil
seinen Anteil am Kuchen bekommt, indem er seine Vorherrschaft durchsetzen kann. Doch für welche
Seite sich ein:e Premierminister:in auch immer entscheidet, für die ausgebeuteten und
unterdrückten Massen hat das wenig bis gar keine Auswirkungen. Die Kapitalfraktionen sind
Bollwerke des neoliberalen Kapitalismus und Förder:innen der imperialistischen Enteignung. Das
politische Programm einer jeden etablierten Partei basiert praktisch auf Privatisierung,
Sparmaßnahmen, Inflation und Personalabbau. Insbesondere die PML-N und PTI sind Parteien des
Großkapitals.

Und dann sind da noch die Arbeiter:innenklasse, die Bauern, Bäuerinnen und die Armen des Landes,
deren Leben sich unter dem erdrückenden Diktat des IWF, das sowohl die Regime von Nawaz als
auch von Khan gerne akzeptiert hatten, nur verschlechtert hat. Diese Schichten haben aus ihren
Erfahrungen gelernt, dass die Wahl für sie nichts ändern wird. Das Grundverständnis des
Wahlmanifests der PML-N besteht darin, wie man im Interesse des Großkapitals regiert, indem man
die Industrie effizient betreibt, die Exporte steigert und die Inflation als Ergebnis dieser
wirtschaftlichen Entwicklung senkt. Die PPP von Bilawal Bhutto Zardari hat ein vergleichsweise
„besseres“ Manifest vorgelegt, aber Bhutto entlarvte dessen Realität, indem er es als einen Traum
bezeichnete. Jede PPP-geführte Regierung hat in der Vergangenheit gezeigt, dass sie die Partei des
neoliberalen Kapitalismus ist, die sich in einem leicht sozialdemokratischen Jargon präsentiert.



Was tun?

Die von Belutsch:innen bewohnten Bezirke des Punjab (Pandschab) und die Regionen Belutschistan,
Kaschmir, Gilgit-Baltistan und Khyber Pakhtunkhwa haben sich gegen die wirtschaftliche und
nationale Unterdrückung erhoben. Vor allem die Frauen der Belutsch:innen haben mit ihrem
gefahrvollen Marsch von Turbat nach Islamabad ihr Bewusstsein unter Schichten der
pandschabischen Massen verbreitet. Die Aufstände der Unterdrückten haben das Potenzial, den
Widerstand in ganz Pakistan zu inspirieren. Alle politischen Parteien Pakistans haben gezeigt, dass
sie Söldnerinnen des globalen Kapitalismus sind. Die Politik dieses Systems und die herrschenden
Klassen, die die Show leiten, werden zunehmend entlarvt. Alle Herrscher:innen sind entblößt und
abgelehnt. Wir sind zwar gegen das harte Vorgehen gegen die PTI, frönen aber gleichzeitig auch
keinen Illusionen in diese Partei.

Deshalb brauchen wir eine Alternative aus der Arbeiter:innenklasse. Bei jeder Wahl mobilisiert die
Bourgeoisie die plebejischen Massen, aber sie sorgt auch dafür, dass die politische Macht nicht mit
ihnen geteilt wird. Auf diese Weise bleiben wir selbst bei sogenannten demokratischen Wahlen
entrechtet, weshalb die vom IWF auferlegten Privatisierungen und Sparmaßnahmen unhinterfragt
angenommen werden.

Während die Labour Qaumi Movement (LQM) ihre Kandidat:innen aufgrund technischer Probleme
und rechtlicher Einschränkungen nicht aufstellen konnte, treten 45 Kandidat:innen anderer linker
und fortschrittlicher Organisationen in verschiedenen Regionen zu den Wahlen an. Wir rufen
Arbeiter:Innen, Gewerkschaften, Unterdrückte und alle linken, feministischen und fortschrittlichen
Kräfte auf, für die Genoss:Innen der Barabri Party Pakistan, Awami Workers‘ Party, Haqooq-e-Khalq
Party (HKP; vormals: Haqooq-E-Khalq Movement, HKM), Mazdoor Kisan Party und andere
ArbeiterInnen- und fortschrittliche Organisationen zu stimmen, ohne deren im Wesentlichen
reformistische Programme zu unterstützen. Gleichzeitig fordern wir diese Kandidat:innen auf,
unmittelbar nach den Wahlen die folgenden Vorschläge aufzugreifen.

Wir rufen alle Arbeiter:innenorganisationen und fortschrittlichen Kräfte auf, eine Einheitsfront zu
bilden, um sich auf die bevorstehenden Angriffe der nächsten Regierung vorzubereiten und dagegen
zu kämpfen, die von der Auferlegung eines arbeiter:innenfeindlichen IWF-Programms und der
Fortsetzung der Angriffe auf demokratische Freiheiten bis hin zur Unterdrückung nationaler und
religiöser Minderheiten und der Abschiebung und Diskriminierung von Flüchtlingen reichen werden.
Wir rufen die Arbeiter:innenorganisationen auf, eine landesweite Arbeiter:innenkonferenz
einzuberufen, um den Kampf gegen die nächste kapitalistische Regierung zu koordinieren.

Gleichzeitig betonen wir die Notwendigkeit, dass die Arbeiter:innenklasse über eine eigene Partei
verfügt. Wir unterstützen die Schritte der Labour-Qaumi-Bewegung in diese Richtung, und dies
muss mit Entschlossenheit fortgesetzt werden. In dieser Hinsicht plädieren wir dafür, dass eine
solche Partei eine revolutionäre Partei wird, die sich auf ein Programm der permanenten Revolution
stützt, das die Klassenkämpfer:innen in die Lage versetzt, sich den Herausforderungen des
Kapitalismus zu stellen, die Kämpfe der Arbeiter:innenschaft und Unterdrückten zu vereinen und für
eine Arbeiter:innen- und Bäuer:innenregierung zu kämpfen, die sich auf Arbeiter:innen- und
Bäuer:innenräte und eine Arbeiter:innen- und Volksmiliz stützt, die das Großkapital und die
imperialistischen Unternehmen enteignet und einen Notfallplan einführt, der den Bedürfnissen der
Massen und nicht den Profiten einiger weniger dient.


